
 

 

 

 

Hauptsatzung der 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen 

 
in der Fassung vom 25.11.2021 

 

 

 

. 

§ 1 

Name und Sitz 
 

(1) Die in Niedersachsen errichtete Landwirt-
schaftskammer führt den Namen 

 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen 

 
und hat ihren Sitz in Oldenburg. 

 
(2) Die Landwirtschaftskammer ist eine Körper-

schaft des öffentlichen Rechts mit Dienstherrn-
fähigkeit. Sie verwaltet ihre Angelegenheiten 
selbst in eigener Verantwortung. 

 
(3) Sie führt ein Dienstsiegel mit dem Landeswap-

pen und der Umschrift „Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen“ (§ 24 Abs. 3 des Gesetzes über 
die Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
(LwKG)). 

 
 

§ 2 

Aufgaben der Landwirtschaftskammer 
 

(1) Die Landwirtschaftskammer hat die Aufgabe, im 
Interesse ihrer Mitglieder und im Einklang mit 
den Interessen der Allgemeinheit die Landwirt-
schaft zu fördern, die Belange der in der Land-
wirtschaft tätigen Personen wahrzunehmen und 
an der Entwicklung der ländlichen Räume mitzu-
wirken. 

 
Zu diesem Zweck nimmt sie nach dem Gesetz 
über die Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Aufgaben als Selbstverwaltungsangelegenhei-
ten; Selbstverwaltungsangelegenheiten, an de-
ren Erledigung ein besonderes Interesse be-
steht, auf der Grundlage von Vereinbarungen 
mit dem für Landwirtschaft zuständigen Ministe-
rium (Vereinbarungsaufgaben), sowie durch 
Verordnung übertragene Aufgaben zur Erfüllung 
nach Weisung (Auftragsangelegenheiten) wahr. 

 
(2) Für den sachlichen Aufgaben- und Zuständig-

keitsbereich gilt der Begriff der Landwirtschaft 
gemäß § 4 Abs. 1 LwKG. 

 
 

§ 3 

Zuständigkeit der Kammerversammlung 
 

(1) Die Kammerversammlung ist das höchste Be-
schlussorgan der Landwirtschaftskammer. Sie 
beschließt über alle Angelegenheiten von 
grundsätzlicher Bedeutung. Sie bestimmt die 
Richtlinien, nach denen die Geschäfte der 
Landwirtschaftskammer zu führen sind, und 

überwacht die Durchführung ihrer Beschlüsse 
(§ 5 S. 1 LwKG). 

 
(2) Die Mitglieder der Kammerversammlung wer-

den nach Maßgabe der Bestimmungen einer 
Wahlordnung gewählt; die Kammerversamm-
lung beruft darüber hinaus in ihrer konstituieren-
den Sitzung weitere Mitglieder. Die Zahl der ge-
wählten und berufenen Mitglieder ergibt sich 
aus dem Gesetz über die Landwirtschaftskam-
mer Niedersachsen. 

 
(3) Die Kammerversammlung hat insbesondere 

 
a) die Hauptsatzung und die Satzungen (§ 5 

S. 2 Ziffer 1 LwKG) einschließlich der Ge-
schäftsordnungen der Organe zu beschlie-
ßen; 

b) die Präsidentin oder den Präsidenten, die 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter der 
Präsidentin oder des Präsidenten, die übri-
gen Mitglieder des Vorstandes und die Mit-
glieder der Ausschüsse zu wählen (§ 5 S. 
2 Ziffer 2 LwKG); 

c) die Aufgaben des Ausschusses im Sinne 
des § 38 Abs. 1 S. 1 LwKG zu bestimmen 
(§ 38 Abs. 2 LwKG); 

d) den Haushaltsplan festzustellen (§ 5 S. 2 
Ziffer 3 LwKG); 

e) den Jahresbericht und die Jahresrechnung 
entgegen zu nehmen, über die Entlastung 
zu beschließen und dabei die Ergebnisse 
der Prüfung der Jahresrechnung zu be-
rücksichtigen (§ 5 S. 2 Ziffer 4 LwKG); 

f) die Beitragssatzung jeweils bis zum 1. April 
des laufenden Haushaltsjahres zu be-
schließen (§ 27 Abs. 5 S. 2 LwKG); 

g) die Aufnahme von Darlehen zu beschlie-
ßen, soweit das Darlehen den Wert von 
500.000 Euro überschreitet und nicht be-
reits eine Ermächtigung durch Feststellung 
des Haushaltsplanes erteilt ist (§ 5 S. 2 Zif-
fer 5 LwKG); 

h) über den Erwerb und die Veräußerung von 
Grundstücken zu beschließen, soweit der 
Wert des Erwerbs oder der Veräußerung 
des Grundstücks ohne etwaige Gebäude-
werte 750.000 Euro überschreitet oder so-
fern nicht eine Ermächtigung durch Fest-
stellung des Haushaltsplans erteilt ist (§ 5 
S. 2 Ziffer 5 LwKG); 

i) über Wahleinsprüche im Wahlprüfungsver-
fahren zu entscheiden (§ 13 LwKG); 

j) wesentliche Entscheidungen zu dem Auf-
bau, der Organisation und den Standorten 
von Dienststellen zu treffen. Diese Be-
schlüsse bedürfen einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Mitglieder der Kammerver-
sammlung (§ 5 Abs. 2 Hauptsatzung). 
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§ 4 

Einberufung der Kammerversammlung 
 

(1) Die Kammerversammlung ist von der Präsiden-
tin oder von dem Präsidenten nach Bedarf, je-
doch mindestens einmal im Jahr einzuberufen. 
Sie ist ferner einzuberufen, wenn dies mindes-
tens ein Drittel der Mitglieder der Kammerver-
sammlung verlangt. 

 
(2) Die Kammerversammlung wird durch Bekannt-

machung im Internet unter der Adresse 
www.lwk-niedersachsen.de unter Angabe der 
Tagesordnung einberufen. Auf die Bereitstel-
lung im Internet und auf die Internetadresse ist 
im Mitteilungsblatt der Landwirtschaftskammer, 
der „Land und Forst“, hinzuweisen. Die Be-
kanntmachung erfolgt zwei Wochen vor der 
Kammerversammlung. Die Mitglieder der Kam-
merversammlung sollen ferner zwei Wochen 
vor der Kammerversammlung schriftlich oder 
per E-Mail eingeladen werden. Ausreichend ist 
dabei die ordnungsgemäße Absendung an die 
letzten bekannt gegebenen Kontaktdaten des 
jeweiligen Mitglieds. Für die Rechtsgültigkeit 
der Einberufung genügt die rechtzeitige Be-
kanntmachung im Internet. 

 
(3) Die Sitzungen der Kammerversammlung sind öf-

fentlich (§ 17 S. 1 LwKG). Die Beschlussfassung 
über Wahleinsprüche erfolgt in nicht öffentlicher 
Sitzung. Auf Beschluss der Kammerversamm-
lung sind Gegenstände, die sich nicht zur öffent-
lichen Beratung eignen, insbesondere Personal-
angelegenheiten und Angelegenheiten im Sinne 
des § 15 Abs. 3 LwKG in nichtöffentlicher Sit-
zung zu behandeln (§ 17 S. 2 LwKG). 

 
(4) In Fällen höherer Gewalt, insbesondere bei Er-

eignissen, welche Kontaktbeschränkungen oder 
Beschränkungen für Präsenzveranstaltungen 
erforderlich machen, kann den Mitgliedern der 
Kammerversammlung ermöglicht werden, an 
der Kammerversammlung ohne Anwesenheit 
am Versammlungsort virtuell teilzunehmen. In 
diesem Fall werden die Mitgliederrechte entwe-
der über ein rechtssicheres elektronisches Ab-
stimmungsverfahren oder im schriftlichen Um-
laufverfahren wahrgenommen.  
Hierüber beschließt der Vorstand.  

 
(5) Für die virtuelle bzw. hybride Sitzung werden die 

jeweils nur für die aktuelle Sitzung gültigen Zu-
gangsdaten gesondert bekannt gegeben. Sämt-
liche Mitglieder sind verpflichtet, ihre Zugangs-
daten keinem Dritten zugänglich zu machen. 
Während der virtuellen Sitzung sorgen die Mit-
glieder für die Vertraulichkeit des nicht öffentlich 
gesprochenen Wortes.  

 

 
§ 5 

Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Kam-
merversammlung 

 

(1) Die Kammerversammlung ist beschlussfähig, 
wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder anwe-
send ist. 

 
(2) Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmen-

mehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt der 
Antrag als abgelehnt. § 23 Abs. 1 S. 2 und 3 und 
§ 3 Abs. 3 Buchst. j Hauptsatzung bleiben unbe-
rührt. 

 
(3) Kann über einen Gegenstand der Tagesordnung 

ein Beschluss nicht gefasst werden, weil die 
Kammerversammlung nicht beschlussfähig ist, 
so kann in der folgenden Kammerversammlung 
ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden 
Mitglieder ein Beschluss gefasst werden, sofern 
hierauf bei der Bekanntgabe der Tagesordnung 
für die folgende Kammerversammlung hinge-
wiesen worden ist. § 23 Abs. 1 S. 2 und 3 und § 
3 Buchst. j Hauptsatzung bleiben unberührt. 

 
(4) Mitglieder der Kammerversammlung sind nicht 

stimmberechtigt, wenn der Beratungsgegen-
stand oder die Beschlussfassung ihre rechtli-
chen oder geschäftlichen Interessen unmittelbar 
berühren oder in sonstiger Hinsicht offenkundige 
Interessenskollisionen bestehen.  

 

 
§ 5a 

Abstimmung im Umlaufverfahren und elektronisches 

Abstimmungsverfahren 

(1) Abstimmungen während der Sitzung erfolgen 
entweder über ein rechtssicheres elektroni-
sches Abstimmungsverfahren oder sind an-
schließend schriftlich nach Abs. 2 zu bestäti-
gen.  

 
(2) Für die Abstimmung im schriftlichen Umlaufver-

fahren sind den Mitgliedern, nachfolgende Un-
terlagen schriftlich, per E-Mail oder per Telefax 
durch den Präsidenten/die Präsidentin zuzu-
stellen: 
a) Begründung für das Umlaufverfahren 
b) Beschlussvorschlag  
c) Abstimmungsblatt. 
 
In den Fällen einer virtuellen oder hybriden Sit-
zung mit anschließendem schriftlichen Umlauf-
verfahren sind ausschließlich die Teilnehmer 
der Sitzung berechtigt, an dem Umlaufverfah-
ren teilzunehmen. 
 

(3)   Bei Abstimmungen im schriftlichen Umlaufver-
fahren setzt der Präsident/die Präsidentin eine 
angemessene Frist, innerhalb der die Abstim-
mung erfolgen muss. Verspätet oder nicht ein-
gehende Abstimmungsblätter sind ungültig. Sie 
gelten, wie Stimmenthaltungen, als nicht abge-
gebene Stimmen. Entscheidend für postalische 
Rückläufe ist der Eingangsstempel der Post-
stelle auf dem mit der Kennzeichnung „Abstim-
mung, bitte weiterleiten an ____“ versehenen 
und frankierten Rückantwortumschlag. Auch 
die Zusendung des ausgefüllten Abstimmungs-
blattes per E-Mail kann durch den Vorstand zu-
gelassen werden. 
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(4) Voraussetzungen für eine gültige Beschlussfas-
sung im schriftlichen Umlaufverfahren sind: 
a) alle stimmberechtigten Gremienmitglieder 

wurden beteiligt,  
b) bis zum Ablauf der gemäß Abs. 2 gesetzten 

Frist haben mindestens die Hälfte der 
stimmberechtigten Gremienmitglieder ihre 
Stimme per Abstimmungsblatt abgegeben, 
und 

c) der Beschluss wurde mit der erforderlichen 
Mehrheit gefasst.  

 
Ist eine der Voraussetzungen nicht erfüllt, liegt 
keine wirksame Beschlussfassung vor. 

 
(5) Herbeigeführte Abstimmungen werden in einem 

Gesamtergebnis mit Darstellung des Abstim-
mungsverhaltens der einzelnen Mitglieder in ei-
nem Protokoll dokumentiert. 

 
 

§ 6 

Der Vorstand 
 

(1) Der Vorstand besteht aus der Präsidentin oder 
dem Präsidenten, zwei Stellvertreterinnen oder 
Stellvertretern der Präsidentin oder des Präsi-
denten und bis zu zwölf weiteren Personen. Die 
Gesamtzahl der Vorstandsmitglieder muss 
durch drei teilbar sein. Ein Drittel der Vorstands-
mitglieder, darunter eine Stellvertreterin oder ein 
Stellvertreter der Präsidentin oder des Präsiden-
ten, muss der Wahlgruppe 2 angehören oder 
nach § 14 Absatz 2 LwKG als Mitglied der Kam-
merversammlung berufen sein (§ 20 Abs. 2 
LwKG). Mitglied des Vorstandes kann nur sein, 
wer Mitglied der Kammerversammlung ist. 

 
(2) Unter den von der Kammerversammlung zu 

wählenden Mitgliedern des Vorstandes soll sich 
je eine Vertreterin oder ein Vertreter 

 
a) des Privatwaldbesitzes, 
b) des Gartenbaues und 
c) der Landfrauen befinden. 

 
(3) Der Vorstand wird für die Hälfte der Wahlperiode 

der Kammerversammlung gewählt (§ 21 Abs. 1 
S. 1 LwKG).  

 
(4) Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, so 

ist eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger für den 
Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen Vor-
standsmitgliedes in der nächsten Kammerver-
sammlung zu wählen (§ 21 Abs. 2 LwKG). 

 
(5) Ein Vorstandsmitglied verliert seinen Sitz, wenn 

es nicht mehr Mitglied der Kammerversammlung 
ist (§ 21 Abs. 1 S. 2 LwKG). 

 
(6) Die Mitglieder des Vorstandes führen ihre Ge-

schäfte bis zur Bestellung ihrer Nachfolgerinnen 
oder Nachfolger weiter (§ 21 Abs. 3 LwKG). 

 
(7) Der Vorstand kann zu seinen Sitzungen sach-

verständige Personen und Gäste hinzuziehen. 
 
 

§ 7 

Wahl des Vorstandes 
 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes werden durch die 
Kammerversammlung gewählt (§ 5 S. 2 Ziffer 2 
LwKG). 

 
(2) Einigen sich die Mitglieder der Kammerver-

sammlung auf einen gemeinsamen Vorschlag 
für die Zusammensetzung des Vorstandes (au-
ßer Präsidentin/Präsident/Stellvertreterinnen/ 
Stellvertreter), so gelten die vorgeschlagenen 
Personen als gewählt.  

 

Kommt eine Einigung nicht zustande, so werden 
die übrigen Vorstandsmitglieder jeweils in einem 
gesonderten Wahlgang gewählt. Die Stellvertre-
terinnen oder Stellvertreter der Präsidentin oder 
des Präsidenten werden ebenfalls in gesonder-
ten Wahlgängen durch ihre jeweilige Wahl-
gruppe gewählt.  

 
(3) Die Präsidentin oder der Präsident wird von allen 

Mitgliedern der Kammerversammlung in einem 
Wahlgang gewählt. 

 
(4) Ein Drittel aller Vorstandsmitglieder wird von den 

Mitgliedern, die der Wahlgruppe 2 angehören o-
der nach § 14 Abs. 2 LwKG berufen sind, zwei 
Drittel aller Vorstandsmitglieder werden von den 
übrigen Mitgliedern der Kammerversammlung in 
getrennten Wahlgängen gewählt. 

 
 

§ 8 

Zuständigkeit des Vorstandes 
 

(1) Der Vorstand führt die Beschlüsse der Kam-
merversammlung aus. Er beschließt in allen An-
gelegenheiten, die nicht durch das LwKG, die 
Hauptsatzung oder durch Beschluss der Kam-
merversammlung dieser selbst oder der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten vorbehalten sind (§ 
19 Abs. 1 LwKG). 

 
(2) Insbesondere hat der Vorstand 
 

a) die Beschlüsse der Kammerversammlung 
vorzubereiten und auszuführen; 

b) über Angelegenheiten der Kammerver-
sammlung, die keinen Aufschub dulden, vor-
behaltlich der späteren Genehmigung der 
Kammerversammlung zu beschließen; 

c) die von den Ausschüssen vorgeschlagenen 
Fachbeiräte zu bestätigen; 

d) über die von den Ausschüssen gestellten 
Anträge zu beschließen; 

e) festzustellen, ob die Voraussetzungen für 
den Sitzverlust eines Mitgliedes der Kam-
merversammlung gegeben sind (§ 15 Abs. 2 
LwKG); 

f) die Tagesordnung für die Kammerversamm-
lung zu beschließen; 

g) Richtlinien für die Ehrung von Berufsangehö-
rigen zu beschließen (§ 25 Abs. 1 Hauptsat-
zung); 

h) über den Erwerb und die Veräußerung von 
Grundstücken zu beschließen, soweit der 
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Wert des Erwerbs oder der Veräußerung des 
Grundstücks ohne etwaige Gebäudewerte 
750.000 Euro nicht überschreitet. 

 
(3) Der Vorstand kann zur Bearbeitung oder Vorbe-

reitung einzelner Beratungsgegenstände Kom-
missionen bilden, wenn für dieses Arbeitsgebiet 
kein Ausschuss oder Fachbeirat besteht. 
 

(4) Wenn der Vorstand in begründeten Fällen ohne 
vorherige Beteiligung des zuständigen Aus-
schusses oder Fachbeirates eine Entscheidung 
trifft, ist hierüber der zuständige Ausschuss oder 
Fachbeirat in der nächsten Sitzung zu informie-
ren. 

 
(5) Der Vorstand kann die Beschlussfassung in den 

seiner Zuständigkeit unterliegenden Angelegen-
heiten auf die Präsidentin oder den Präsidenten 
allein oder auf mehrere Mitglieder des Vorstan-
des gemeinschaftlich übertragen, soweit nicht 
das LwKG, die Hauptsatzung oder ein Be-
schluss der Kammerversammlung entgegen-
steht (§ 19 Abs. 2 LwKG). 

 
 

§ 9 

Einberufung, Beschlussfähigkeit und Beschlussfas-
sung des Vorstandes 

 
(1) Der Vorstand wird von der Präsidentin oder dem 

Präsidenten nach Bedarf einberufen. Er muss 
einberufen werden, wenn mindestens ein Drittel 
seiner Mitglieder es verlangt. Die Einladungen 
erfolgen brieflich unter Mitteilung der Tagesord-
nung mit einer Frist von zwei Wochen. Die Frist 
beginnt mit dem Tag, der auf den Tag der Ab-
sendung folgt. 

 
(2) Die Sitzungen des Vorstandes sind nicht öffent-

lich. 
 
(3) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindes-

tens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 
Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmen-
mehrheit gefasst, sofern keine qualifizierten 
Stimmenmehrheiten vorgeschrieben sind. 

 
(4) § 5 Abs. 4 gilt entsprechend. 
 
(5) § 4 Abs. 4 und Abs. 5 gelten entsprechend. Ab-

weichend von § 4 Abs. 4 Satz 3 entscheidet die 
Präsidentin/der Präsident.  
§ 5a gilt entsprechend. 

 
 

§ 10 

Vertretung 
 

(1) Die gerichtliche und außergerichtliche Vertre-
tung der Landwirtschaftskammer erfolgt nach 
Maßgabe des § 24 LwKG. 

 
Die Erteilung einer Bevollmächtigung ist generell 
oder im Einzelfall zulässig. Die Bevollmächti-
gung unterliegt dem jederzeitigen Widerruf. 
 

(2) In Geschäften der laufenden Verwaltung und in 
Auftragsangelegenheiten erfolgt die Vertretung 
durch die Direktorin oder den Direktor. Sie oder 
er kann diese Befugnis auf andere Dienstange-
hörige delegieren. 
 

 
§ 11 

Die Präsidentin oder der Präsident 
 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident ist die oder 
der Vorsitzende der Kammerversammlung und 
des Vorstandes (§ 22 Abs. 1 S. 1 LwKG). 

 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident wird von der 

Kammerversammlung gewählt (§ 3 Abs. 3 
Buchst. b Hauptsatzung). Im Falle der Verhin-
derung wird die Präsidentin oder der Präsident 
von der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter 
aus der Wahlgruppe 2 vertreten. Ist auch diese 
Stellvertreterin oder dieser Stellvertreter verhin-
dert, so wird die Präsidentin oder der Präsident 
durch die andere Stellvertreterin oder den ande-
ren Stellvertreter vertreten (§ 22 Abs. 1 LwKG). 

 
 

§ 12 

Zuständigkeit der Präsidentin oder des Präsidenten 
 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident hat 
 

a) die Sitzungen der Kammerversammlung und 
des Vorstandes zu leiten; 

b) der Direktorin oder dem Direktor die für die 
Geschäftsführung erforderlichen Weisungen 
zu erteilen (§ 23 Abs. 1 LwKG), sofern es 
sich nicht um Auftragsangelegenheiten han-
delt; 

c) Angelegenheiten zu erledigen, die wegen ih-
rer Dringlichkeit dem Vorstand nicht vorge-
legt werden können und über das Veran-
lasste dem Vorstand spätestens in dessen 
nächster Sitzung zu berichten. 

 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident ist oberste 

Dienstbehörde, höhere Dienstvorgesetzte oder 
höherer Dienstvorgesetzter und Dienstvorge-
setzte oder Dienstvorgesetzter der Beamtinnen 
und Beamten und nimmt die Befugnisse des Ar-
beitgebers gegenüber den Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern wahr (§ 22 Abs. 2 LwKG). 

 
(3) Die Präsidentin oder der Präsident ist dem Vor-

stand für die ordnungsgemäße Wahrnehmung 
der ihr oder ihm obliegenden Aufgaben verant-
wortlich (§ 22 Abs. 3 LwKG). 

 
 

§ 13 

Ausschüsse und Fachbeiräte 
 

(1) Die Kammerversammlung bestimmt, welche 
Ausschüsse nach § 18 LwKG gebildet werden. 
Für bestimmte Fachgebiete, die zum Aufgaben-
feld des Ausschusses gehören, können diese 
zur Vorbereitung der Themen des Ausschusses 
Fachbeiräte und für spezielle Fragestellungen 
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zeitlich begrenzt Arbeitsgruppen bilden. Die Ein-
richtung von Fachbeiräten bedarf der Zustim-
mung des Vorstandes. 

 
(2) Die Ausschüsse und die Fachbeiräte setzen 

sich aus einer durch drei teilbaren Zahl von Mit-
gliedern zusammen, von denen mindestens die 
Hälfte Mitglieder der Kammerversammlung sein 
soll. Ein Drittel der Mitglieder muss Arbeitneh-
merin oder Arbeitnehmer sein. Die Zahl der Aus-
schussmitglieder soll 15 nicht übersteigen.  Bei 
Ausscheiden eines Ausschussmitgliedes vor 
Ablauf der Wahlperiode kann der Vorstand bis 
zur Bestätigung bzw. Entscheidung durch die 
Kammerversammlung zur Aufrechterhaltung 
der sachgerechten Ausschussarbeit eine vor-
läufige Wiederbesetzung des Ausschusses vor-
nehmen. 

 
(3) Die Ausschüsse und die Fachbeiräte wählen 

aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vor-
sitzenden und eine stellvertretende Vorsitzende 
oder einen stellvertretenden Vorsitzenden, die 
Mitglieder der Kammerversammlung sein müs-
sen und nicht derselben Wahlgruppe angehören 
dürfen (§ 18 Abs. 4 LwKG). 

  
(4) Die Ausschüsse können Anträge an den Vor-

stand richten. Die Vorsitzenden der Ausschüsse 
sind bei der Behandlung der Anträge ihrer Aus-
schüsse im Vorstand zu hören (§ 18 Abs. 5 S. 2 
LwKG). 

 
(5) In den Sitzungen können nach Bedarf zu einzel-

nen Punkten weitere sachverständige Personen 
gehört werden. 

 

(6) Gemäß den Bestimmungen des Berufsbil-
dungsgesetzes ist ein Berufsbildungsausschuss 
zu errichten. Er gibt sich eine eigene Geschäfts-
ordnung. Für den Berufsbildungsausschuss 
sind die Bestimmungen dieser Hauptsatzung 
nur insoweit entsprechend anzuwenden, als im 
Berufsbildungsgesetz und in der Geschäftsord-
nung keine Regelungen enthalten sind.  
 
Die Mitglieder des Berufsbildungsausschusses 
werden nach den Bestimmungen der Vergü-
tungsordnung der Landwirtschaftskammer Nie-
dersachsen entschädigt.   

 
 

§ 14 

Aufgaben der Ausschüsse und Fachbeiräte 
 

Die Ausschüsse und die Fachbeiräte im Sinne 
des § 13 Abs. 1 Hauptsatzung bereiten die Be-
schlussfassung des Vorstandes auf den ihnen 
durch die Hauptsatzung von der Kammerver-
sammlung oder vom Vorstand übertragenen 
Aufgabengebieten vor (§ 18 Abs. 1 S. 2 LwKG). 

 
 

§ 15 

Einberufung, Beschlussfähigkeit und Beschlussfas-
sung der Ausschüsse und Fachbeiräte 

 

(1) Die Sitzungen der Ausschüsse/Fachbeiräte 
werden durch die Präsidentin oder den Präsi-
denten im Einvernehmen mit der oder dem Vor-
sitzenden des Ausschusses/Fachbeirates unter 
Mitteilung der Tagesordnung schriftlich oder per 
E-Mail einberufen. Die Einberufungsfrist für die 
Ausschüsse beträgt zwei Wochen, für die Fach-
beiräte 7 Tage. Die Frist beginnt mit dem Tag, 
der auf den Tag der Absendung folgt. Für die 
Beschlussfähigkeit und die Beschlussfassung 
gelten die Geschäftsordnungsregeln nach § 24 
Hauptsatzung. 
 

(2) Die Ausschüsse/Fachbeiräte sind beschlussfä-
hig, wenn die Hälfte der Mitglieder einschließlich 
der/des Vorsitzenden oder ihrer/seiner Stellver-
treterin/Stellvertreters anwesend ist. 
 

(3) Die Beschlüsse der Ausschüsse/Fachbeiräte 
werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. 
Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abge-
lehnt. 

 
(4) Die Sitzungen sind in der Regel nicht öffentlich. 

Die Ausschüsse/Fachbeiräte können die Öffent-
lichkeit mit einstimmigem Beschluss zulassen. 
Ebenso können ständige Gäste/Sachverstän-
dige durch einstimmigen Beschluss der Aus-
schüsse/Fachbeiräte zugelassen werden. Bera-
tungsgegenstände können durch Beschlussfas-
sung für vertraulich erklärt werden. 

 
(5) Die /Der Vorsitzende kann den Mitgliedern des 

Ausschusses/Fachbeirates ermöglichen, an der 
Sitzung ohne Anwesenheit am Versammlungs-
ort virtuell teilzunehmen und die Mitglieder-
rechte elektronisch wahrzunehmen.  

 
 

§ 16  

Die Direktorin oder der Direktor 
 

(1) Die Geschäfte der Landwirtschaftskammer wer-
den von der Direktorin oder dem Direktor nach 
Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften, dieser 
Hauptsatzung und nach den von der Kam-
merversammlung und der Präsidentin oder dem 
Präsidenten festgelegten Grundsätzen und 
Richtlinien geführt.  

 
(2) Die Direktorin oder der Direktor ist Vorgesetzte 

oder Vorgesetzter aller Dienstangehörigen der 
Landwirtschaftskammer (§ 23 Abs. 5 LwKG). 

 
(3) Die Vertretung der Direktorin oder des Direktors 

erfolgt nach dem Geschäftsverteilungsplan in 
der jeweils gültigen Fassung. 

 
 

§ 17 

Entschädigungen 
 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident, die Stellver-
treterin oder der Stellvertreter, die Mitglieder der 
Kammerversammlung, des Vorstandes und der 
Ausschüsse/Fachbeiräte üben ihre Tätigkeit eh-
renamtlich aus. 
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(2) Sie werden nach den Bestimmungen der Haus-
haltssatzung und der Entschädigungsordnung 
entschädigt. 

 
 

§ 18 

Rechnungsprüfung 
 

(1) Eine vom Rechnungsprüfungsausschuss der 
Landwirtschaftskammer bestimmte Stelle hat 
die Jahresrechnung zu prüfen. Dies kann auch 
eine nach einschlägigen Vorschriften zugelas-
sene Wirtschaftsprüfungseinrichtung sein. So-
fern es sich um eine interne Stelle handelt, ist sie 
der Präsidentin oder dem Präsidenten unmittel-
bar unterstellt. In diesem Fall übt die Direktorin 
oder der Direktor die Dienstaufsicht aus. Die 
Präsidentin oder der Präsident hat dafür zu sor-
gen, dass die mit der Rechnungsprüfung beauf-
tragte Stelle ihre Aufgaben selbstständig und un-
beeinflusst wahrnimmt. Die Rechnungsprüferin-
nen oder die Rechnungsprüfer dürfen nicht 
gleichzeitig eine andere Tätigkeit in der Land-
wirtschaftskammer ausüben; insbesondere sind 
sie nicht befugt, Zahlungen anzuordnen oder 
auszuführen. 
 

(2) Die mit der Rechnungsprüfung beauftragte 
Stelle nimmt ihre Ergebnisse und Feststellungen 
in einem schriftlichen Prüfungsbericht über das 
abgelaufene Haushaltsjahr auf. Dieser ist dem 
Rechnungsprüfungsausschuss zur Beratung 
vorzulegen, der den Abschlussbericht in der 
Kammerversammlung erstattet. Die Mitglieder 
des Rechnungsprüfungsausschusses dürfen 
nicht Mitglieder des Vorstandes oder des Fi-
nanzausschusses sein. 

 
(3) Die Präsidentin oder der Präsident regelt die 

Durchführung der Aufgaben der mit der Rech-
nungsprüfung beauftragten Stelle durch Dienst-
anweisung bzw. bei Externen durch die Auf-
tragserteilung. 

 
 

§ 19 

Regionale Untergliederung 
 

(1) Die in jedem Wahlkreis gewählten Mitglieder der 
Kammerversammlung bilden einen Ausschuss 
(regionaler Beirat) und repräsentieren die Land-
wirtschaftskammer auf Wahlkreisebene. § 15 
Hauptsatzung gilt entsprechend. 

 
(2) Der Ausschuss wählt aus seiner Mitte für die 

Dauer von drei Jahren eine Vorsitzende oder ei-
nen Vorsitzenden (§ 38 Abs. 1 LwKG) und deren 
oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter. 
Der Ausschuss wählt aus seiner Mitte für Teilge-
biete des Wahlkreises, die einzelne oder meh-
rere Landkreise oder kreisfreie Städte umfassen 
müssen, jeweils eine Kreislandwirtin oder einen 
Kreislandwirt. Die Kreislandwirtin oder der Kreis-
landwirt muss in dem Teilgebiet, für das sie oder 
er gewählt wird, wahlberechtigt nach § 7 Abs. 1 
Nr. 1 LwKG und hauptberuflich in der Landwirt-
schaft tätig sein. Hiervon darf nur abgewichen 

werden, wenn im Wahlkreis weder eine haupt-
beruflich tätige Landwirtin noch ein hauptberuf-
lich tätiger Landwirt gewählt worden ist. 

 
(3) Die oder der Ausschussvorsitzende sowie die 

Kreislandwirtin oder der Kreislandwirt führen 
nach Ablauf der Wahlperiode der Kammerver-
sammlung oder im Falle ihres vorzeitigen Aus-
scheidens ihre Geschäfte bis zur Bestellung ih-
rer Nachfolgerin oder ihres Nachfolgers weiter. 
Das gleiche gilt für den Fall der Auflösung der 
Kammerversammlung oder der Ungültigkeit ih-
rer Wahl. Ist die Weiterführung der Geschäfte 
aus in der Person liegenden Gründen nicht mög-
lich, kann die Präsidentin oder der Präsident 
eine Vertreterin oder einen Vertreter bestimmen. 
 

(4) Dem Grundstücksverkehrsausschuss nach 
§ 41 LwKG gehören u. a. drei vom Kreistag o-
der vom Rat auf Vorschlag der Landwirtschafts-
kammer gewählte Personen an, die dem Aus-
schuss nach § 38 Abs. 1 LwKG oder dem Kreis 
derjenigen angehören müssen, die im Zustän-
digkeitsbereich des Grundstücksverkehrsaus-
schusses zur Kammerversammlung wahlbe-
rechtigt sind, wobei in beiden Fällen zwei Per-
sonen der Wahlgruppe 1 und eine Person der 
Wahlgruppe 2 angehören müssen (§ 41 Abs. 2 
LwKG). 

 
(5) Der regionale Beirat kann für bestimmte Aufga-

ben Sachverständige (z. B. Gartenbau, Forst) 
und Gäste hinzuziehen bzw. einladen.  

 

Die oder der Vorsitzende bzw. im Vertretungs-
fall deren oder dessen Vertreterin oder Vertre-
ter ist ständige ehrenamtliche Ansprechpartne-
rin oder ständiger ehrenamtlicher Ansprech-
partner der Leiterin oder des Leiters der Be-
zirksstelle. Der Beirat hält laufend Verbindung 
mit den landwirtschaftlichen Organisationen 
und den Kreisen. Näheres regelt die von der 
Kammerversammlung zu beschließende Ge-
schäftsordnung. Im Übrigen gelten die §§ 13 
und 15 Hauptsatzung entsprechend. 

 
 

§ 20 

Dienstangehörige 
 

(1) Die Landwirtschaftskammer kann Beamtenver-
hältnisse begründen. 

 
(2) Auf die Rechtsverhältnisse der Beamtinnen und 

Beamten der Landwirtschaftskammer finden 
die für die Beamtinnen und Beamten des Lan-
des geltenden Vorschriften entsprechende An-
wendung. 

 
(3) Der Vorstand entscheidet nach Beratung durch 

den Personalausschuss über die Einstellung, 
Anstellung, Beförderung, Entlassung und Ver-
setzung in den Ruhestand der Beamtinnen und 
Beamten; ferner über die Versetzung der Be-
amtinnen und Beamten des höheren Dienstes. 
Die Präsidentin oder der Präsident entscheidet 
nach Beratung durch den Personalausschuss 
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über die Versetzung der Beamtinnen und Be-
amten des gehobenen Dienstes. Die Präsiden-
tin oder der Präsident entscheidet über die Ab-
ordnung der Beamtinnen und Beamten. Bei Ab-
ordnungen sowie in dringenden Fällen kann die 
Präsidentin oder der Präsident vorbehaltlich der 
zu erteilenden nachträglichen Zustimmung des 
Vorstandes entscheiden. 

 
(4) Die Ernennungsurkunden der Beamtinnen und 

Beamten werden durch zwei Vorstandsmitglie-
der, deren eines die Präsidentin oder der Präsi-
dent oder eine Stellvertreterin oder ein Stellver-
treter der Präsidentin oder des Präsidenten 
sein muss, unterschrieben. Die Vereidigung er-
folgt durch die Präsidentin oder den Präsiden-
ten. Bei schriftlichen Bescheiden über die Ein-
weisung in eine Planstelle und Verfügungen 
über die Beendigung des Beamtenverhältnis-
ses genügt die Unterschrift der Präsidentin oder 
des Präsidenten. 

 
(5) Auf die Rechtsverhältnisse der im Dienst der 

Landwirtschaftskammer stehenden Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sowie der Auszu-
bildenden finden die für die Bediensteten des 
Landes geltenden Bestimmungen entspre-
chende Anwendung. 

 

(6) Die Entscheidung über Einstellungen, Verset-
zungen, Abordnungen, Höhergruppierungen 
und Beendigung der Arbeitsverhältnisse von 
unbefristeten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern der Entgeltgruppen E 9 TV-L bis 
E 15 TV-L trifft die Präsidentin oder der Präsi-
dent. 

 
Für Entscheidungen zu unbefristeten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern der Entgelt-
gruppen E 13 bis E 15 TV-L bedarf sie oder er 
der zu erteilenden vorherigen Zustimmung des 
Vorstandes. Bei Abordnungen sowie in dringen-
den Fällen kann die Präsidentin oder der Präsi-
dent vorbehaltlich der zu erteilenden nachträg-
lichen Zustimmung des Vorstandes entschei-
den. 

 
Die Entscheidung über Einstellungen, Verset-
zungen, Abordnungen, Höhergruppierungen 
und Beendigung der übrigen Arbeitsverhält-
nisse von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern sowie von Auszubildenden trifft die Präsi-
dentin oder der Präsident. 

 
(7) Die Befugnisse nach Absatz 3 und Absatz 6 

können delegiert werden. 
 

(8) Für die Verfolgung von Dienstvergehen von Be-
amtinnen und Beamten und Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern der Landwirtschaftskam-
mer finden die für die Bediensteten des Landes 
geltenden Bestimmungen entsprechende An-
wendung. 

 
(9) Die Kammerversammlung kann für Personal-

entscheidungen in Gesellschaften im Sinne des 
§ 2 Abs. 7 LwKG und Betrieben nach § 26 LHO 
abweichende Regelungen beschließen.  

 

§ 21 

Haushaltsplan 
 

(1) Die Kammerversammlung stellt den Haushalts-
plan fest (§ 3 Abs. 3 Buchst. d Hauptsatzung). 

 
(2) Für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungs-

wesen gelten die landesrechtlichen Vorschrif-
ten nach Maßgabe von § 25 a des Gesetzes 
über die Landwirtschaftskammer Niedersach-
sen und der dazu abgeschlossenen Verwal-
tungsvereinbarung. Die Kammerversammlung 
kann in der Haushaltssatzung ergänzende 
Bestimmungen treffen. 

 
 

§ 22 

Beiträge und Kosten 

 
(1) Die Landwirtschaftskammer erhebt Beiträge 

nach Maßgabe der §§ 26 bis 29 LwKG. 
 
(2) Die Landwirtschaftskammer erhebt innerhalb 

ihres eigenen Wirkungskreises auf Grund ihrer 
Kostensatzung/Entgeltordnung Kosten (Ge-
bühren, Entgelte und Auslagen) für Amtshand-
lungen und die Benutzung von Einrichtungen 
und Gegenständen sowie für sonstige Leistun-
gen, die nicht Amtshandlungen sind (§ 30 Abs. 
1 LwKG). 

 
(3) Auf die Kostensatzung und die Erhebung der 

Kosten sind § 1 Abs. 1, § 3 Abs. 1 und 2 sowie 
die §§ 5 bis 14 des Verwaltungskostengesetzes 
entsprechend anzuwenden. Die Gemeinden 
leisten Vollstreckungshilfe (§ 30 Abs. 2 LwKG). 

 
 

§ 23 

Änderung der Hauptsatzung 
 

(1) Über Änderungen der Hauptsatzung beschließt 
die Kammerversammlung (§ 3 Abs. 3 Buchst. a 
Hauptsatzung). Eine Änderung der Hauptsat-
zung kann nur beschlossen werden, wenn zwei 
Drittel der Mitglieder anwesend sind oder in An-
wendung des § 4 Abs. 4 an der virtuellen oder 
hybriden Sitzung teilnehmen. Sie Bedarf einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen. 

 
(2) Änderungen dieser Satzung sind nach Geneh-

migung der Aufsichtsbehörde im Internet unter 
der Adresse www.lwk-niedersachsen.de zu ver-
öffentlichen. Auf die Bereitstellung im Internet 
und auf die Internetadresse ist im Mitteilungs-
blatt der Landwirtschaftskammer, der „Land und 
Forst“, hinzuweisen. Sie treten, wenn nichts an-
deres bestimmt ist, am Tage nach ihrer Veröf-
fentlichung in Kraft.  

 
 

§ 24 

Geschäftsordnung 
 

http://www.lwk-niedersachsen.de/


 8 

(1) Zur Ordnung der Wahlen und zur Abstimmung 
innerhalb der Organe, Ausschüsse und Fachbei-
räte der Landwirtschaftskammer und zur Rege-
lung des Geschäftsganges der Organe der 
Landwirtschaftskammer beschließt die Kam-
merversammlung eine Geschäftsordnung. 

 
(2) Der Geschäftsgang der Verwaltung der Land-

wirtschaftskammer wird durch eine Dienstanwei-
sung der Präsidentin oder des Präsidenten ge-
regelt. 

 
 

§ 25 

Ehrungen 
 

(1) Die Landwirtschaftskammer kann zur Förderung 
der Landwirtschaft Berufsangehörige insbeson-
dere durch Auszeichnungen, Ehrungen, Dip-
lome und Medaillen nach Richtlinien ehren, die 
vom Vorstand beschlossen werden. 

 
(2) Erweist sich eine geehrte Person durch späteres 

Verhalten der Ehrung unwürdig oder wird ein 
solches Verhalten nachträglich bekannt, so 
kann der Vorstand die Ehrung widerrufen. 

 
 

§ 26 

Bekanntmachungen 
 
(1) Maßnahmen der Landwirtschaftskammer, die zu 

ihrer Wirksamkeit einer Veröffentlichung bedür-
fen, werden, soweit gesetzlich oder in dieser 
Hauptsatzung nicht anderes vorgeschrieben ist, 
im Internet unter der Adresse www.lwk-nieder-
sachsen.de verkündet bzw. bekannt gemacht. 
Auf die Bereitstellung im Internet und auf die In-
ternetadresse ist in dem Mitteilungsblatt der 
Landwirtschaftskammer, der „Land & Forst“, hin-
zuweisen. 
 

(2) Die Bekanntmachung kann mit Genehmigung 
des Vorstandes auch durch Auslegung in der 
Hauptverwaltung erfolgen; auf die Auslegung ist 
im Mitteilungsblatt der Landwirtschaftskammer, 
der „Land und Forst“, und im Internet unter der 
Adresse www.lwk-niedersachsen.de hinzuwei-
sen. 
 

(3) Allgemeinverfügungen im Rahmen von Auf-
tragsangelegenheiten (§ 2 Abs. 6 LwKG) wer-
den im Internet unter der Adresse www.lwk-nie-
dersachsen.de veröffentlicht. Auf die Bereitstel-
lung im Internet und auf die Internetadresse ist 
im Mitteilungsblatt der Landwirtschaftskammer, 
der „Land und Forst“ hinzuweisen 

 
 

§ 27 

In-Kraft-Treten 
 

(1) Diese Hauptsatzung tritt am 01.01.2022 in 
Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Landwirt-

schaftskammer Niedersachsen in der Fassung 

des Beschlusses der Kammerversammlung 
vom 28.11.2017 außer Kraft. 

 
 
 

Oldenburg,  25.11.2021 
 
 
 

Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Der Präsident 

 
 
 

Schwetje 
 
 


